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Fusion zweier
wichtigerReformen
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redaktion@appenzellerzeitung.ch

Die Räte lieferten sich während
derHerbstsession teilweisehitzi-
ge Debatten, schluckten Kröten
undschlossengar einenKuhhan-
del ab. Nachfolgend nehme ich
detailliert StellungzurSteuervor-
lage 17, zur Nomination zum
zweitenVizepräsidentendesNa-
tionalrats und zur Übernahme
des EU-Waffenrechts.

Meine Ausführungen zur
Anpassung der Kriegsmaterial-
verordnung, wie das in einem
offenen Brief gefordert wurde,
konnten am Samstag in der
«Appenzeller Zeitung» gelesen
werden.

Einstehen für
dieSteuervorlage

Mit der umstrittenen Steuervor-
lage 17 soll die ermässigte Be-
steuerung von internationalen
Unternehmen abgeschafft wer-
den, da unsere Steuerpraktiken
der EU und der OECD seit lan-
gem ein Dorn im Auge sind. Die
Reformwill die steuerlicheWett-
bewerbsfähigkeit erhalten und
die notwendigeRechts- und Pla-
nungssicherheit für Unterneh-
men wiederherstellen. Mit dem
Erhalt der Konkurrenzfähigkeit
unseres Standorts sind rund
150000Arbeitsplätzeundmeh-
rere Milliarden Franken an
Steuereinnahmen verbunden.
Ichbin fürdenWirtschaftsstand-
ort Schweiz und damit auch für
die Steuervorlage.

Die Fusion der beiden wich-
tigsten und schwierigstenRefor-
men der Gegenwart, der Steuer-
vorlage 17undderAHV-Reform,
ist fürmich aber schlicht einNo-
Go.ObdieVerknüpfungvonzwei
aus Sicht des Volkes «schlech-
ten» Lösungen zum Gesamtpa-
ket eine gute Lösung ist, können
letztlich wohl die Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürger ent-
scheiden. Schliesslichwurde be-
reits unmittelbar nach der
Schlussabstimmung imNational-
ratdasReferendumangekündigt.

Mit der vom Ständerat dik-
tierten Verknüpfung von Steuer-

reform und Altersreform, also
zweier völlig unterschiedlicher
Bereiche, wird der in unserer
Bundesverfassung verankerte
Grundsatz der Einheit derMate-
rie verletzt. Er besagt, dass zwi-
schendeneinzelnenTeileneiner
Abstimmungsvorlage ein sachli-
cher Zusammenhang bestehen
muss. Und er bezweckt, dass die
Stimmbürger ihren politischen
Willen frei und unverfälscht bil-
denundäussernkönnen.Mit der
Verknüpfung von Steuervorlage
und Altersreform werden die
Bürger gezwungen, zumehreren
ThemenaufsMalmit einemein-
zigen «Ja» oder «Nein» Stellung
zu nehmen. Das ist höchst prob-
lematisch und undemokratisch.
Wäre der Parlamentsbeschluss
eine Volksinitiative, würde sie
nicht zugelassen –wegenderVer-
letzung der vorgeschriebenen
Einheit derMaterie.

Die jetzige Vorlage wird vor
demStimmvolknichtmehrheits-
fähig sein. Die Steuervorlage
droht somit erneut am Referen-
dum zu scheitern. Darunter lei-
detdieRechtssicherheit.Undge-
nau das schadet unserem Wirt-
schaftsstandort!

Volkwirdüber
EU-Waffenrecht befinden

Das Parlament möchte die EU-
Waffenrichtlinie und damit zu-
sätzliche Verschärfungen im
Waffenrecht übernehmen. Der
Nationalrat ist bei der Änderung
des Waffenrechts von seinem
Kollisionskurs mit der EU abge-
kommen.Andieser Stellemöch-
te ich einfach nochmals festhal-
ten, dassdieÜbernahmederEU-

Waffenrichtlinie auch inZukunft
keinen einzigen terroristischen
Akt verhindern wird. Weil heute
schon klar ist, dass die neuen
Massnahmen niemals greifen
werden, wird die EU als Konse-
quenzdasWaffenrecht abermals
verschärfen. Das kommt daher,
weil die EU bei einer entspre-
chendenUmsetzungderWaffen-
richtlinie alle fünf Jahre prüfen
muss, ob die neue Gesetzesver-
schärfung greift respektive, wie
sie sichaufdieTerrorabwehraus-
wirkt. EineweitereVerschärfung
des EU-Waffenrechts liegt also
auf der Hand. Da die Schützen-
verbände das Referendum er-
greifen, kann das Stimmvolk vo-
raussichtlichauchüberdieseAn-
gelegenheit abstimmen. Zum
Glück!

Nomination zumzweiten
Vizepräsidenten

Anlässlich der Fraktionssitzung
am Dienstagnachmittag der
zweiten Sessionswoche nomi-
nierte die SVP den designierten
Nationalratspräsidenten für die
Jahre 2020/21. Die SVP wählte
ihrenFavoriten als zweitenVize-
präsidenten des Nationalrats in
geheimer Wahl. Neben dem
Bündner Heinz Brand, demBer-
ner Andreas Aebi und dem Frei-
burger Pierre-André Page hatte
auch ichmeineKandidatur ange-
meldet.Damitwollte ich einZei-
chen für dieOstschweiz, dasAp-
penzellerland, und insbesondere
fürdenKantonAppenzellAusser-
rhoden setzen. Schliesslichpräsi-
dierte letztmals 1915/16, also vor
über 100 Jahren, ein Ausserrho-
der die grosse Kammer! Heinz
Brand hat mit 31 Stimmen letzt-
lich das Rennen gemacht. Ich
freue mich für ihn und bin über-
zeugt, dass er 2020/21die grosse
Kammer hervorragend präsidie-
renwird.

Meine 21 Stimmen und die
Erreichung des Schlussgangs
werte ichals grossesVertrauen in
meine Person, auf dem sich für
die Zukunft aufbauen lässt. Im-
merhin wurde ich Zweiter von
vier Kandidaten. Darüber freue
ichmich.

Die doppelte Rücktrittsankündigung aus der Landesregierung dürfte von der Herbstsession mehr in Erinnerung bleiben als manch Sachgeschäft. Bild: Thomas Hodel/Keystone
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Manchmal kommt es anders, als
mandenkt:AlsdieHerbstsession
begann, ging man davon aus,
dass sie von der Steuer- und
AHV-Reform sowie der Waffen-
richtlinie dominiert sein würde.
AmEndeabergabesnurnochein
Thema: den doppelten Rücktritt
aus der Landesregierung.

Mit denBundesräten Schnei-
der-Ammann und Leuthard tre-
ten zwei äusserst engagierteMit-
glieder der Landesregierung ab.
IchschätzteanBundesratSchnei-
der-AmmannseinengrossenEin-
satz für liberale wirtschaftliche
Rahmenbedingungen, aberauch
füreineChancengesellschaft, die
er mittels Digitalisierung und
Stärkung der Berufsbildung för-
derte. Dabei diente ihm sein
unternehmerischer Hintergrund
- eine Seltenheit im Bundesrat.
MitBundesrätinLeuthardwar ich
zwarnicht immereinerMeinung.
Ichzolleaberauch ihremimmen-
sen Engagement für Land und
Leute Respekt, ebenso vor ihrer
grossen Sachkenntnis und politi-
schen Statur.

Nun hoffe ich und zähle dar-
auf, dass Ständerätin Keller-Sut-
ter für denBundesrat kandidiert.
Sie würde damit nicht nurmeine
Wünsche erfüllen, dass die Ost-
schweizwieder in denBundesrat
kommtunddieLandesregierung
mehr Frauen erhält. Sie ist auch
schlichtundergreifenddiestärks-
te Politikerin unter der Bundes-
haus-Kuppel.Unabhängigvonal-
len andern Kandidaturen werde
ich selber nicht kandidieren, wie
bereits in dieser Zeitung zu lesen
war. Man sollte einer jungen Fa-
milie ein solch allumfassendes
Amtnichtantun.Dafürwerde ich
2019mit Herzblut wiederum für
dasschönstepolitischeAmtüber-
hauptkandidieren: füreinezwei-
te Legislatur als Ausserrhoder
Ständerat.

Zu einigen Sachgeschäften:
FürdieSteuer-undAHV-Reform
(STAF)hattenwirunzähligeTage
reserviert. Plötzlich ging es aber
schnell, und die Vorlage war fer-

tig. Wie im letzten Sessionsbe-
richt erwähnt,habe ichderVorla-
ge (der ich sogardenNamengab)
zugestimmt.Wir brauchen diese
wichtige Steuerreformdringend.
Zwar mussten die Bürgerlichen
der Linken weit entgegenkom-
men, vor allemdurchdieFinanz-
spritze indieAHV.Abernachdem
klaren Volksnein zur ersten Ver-
siondieserReformwar einKom-
promissunumgänglich.Es ist ein-
fach,gegendieVorlagezuwettern
- schwieriger bis unmöglich aber
ist es, einebessereLösungzuprä-
sentieren, die vor dem Volk eine
Chance hat. Und ohne Lösung
wirdesungemütlich fürdenWirt-
schaftsstandort Schweiz.

Umstrittenes
Waffenrecht

Die zweite brisante Vorlage war
die Änderung des Waffenrechts.
Nötig wurde sie aufgrund einer
AnpassungdesSchengen-Rechts
seitensEU infolge verschiedener
Terroranschläge. IchwillKlartext
reden:DieVorschlägederEUzur
Verschärfung des Waffenrechts
werden kaum mehr Sicherheit
bringen, höchstens etwas mehr
Bürokratie. Die Frage ist aber
auchhier,wasdieAlternativebe-
deutet. Würde die Schweiz hier
nicht mitziehen, wären die Ver-
träge von Schengen und Dublin
ernsthaft gefährdet. Beide aber
sind fürdieSchweiz sehrwichtig:
Schengen sichert uns die EU-
Aussengrenzenundvorallemden
Informationsaustausch, den
unsere Polizei und Strafverfolger
dringend brauchen. Dublin wie-
derum trägt dazu bei, dass nicht
alle Asylbewerber, die in einem
EU-Staat abgelehnt wurden, in
der Schweiz als «Asyl-Insel» ein
Zweitgesuchstellenkönnen.Zum
Glück haben Bundesrat und Par-
lament alle Spielräume genutzt,
um Schweizer Besonderheiten
gerecht zu werden. So bleibt die
Armeewaffe unberührt, ebenso
die Jagd. Sportschützen und
Sammler müssen zwar geringfü-
gigmehrBürokratieauf sichneh-
men,was ichbedaure. Immerhin
reicht es bei Sportschützen aber,
Mitglied eines Vereins zu sein

bzw. zu werden - das könnte die
Schützenvereine sogar stärken.
Ich verstehe dennoch Schützen-
kreise, die keine Freude an der
Reform haben. Ich hab auch kei-
ne. Hoffentlich aber können die
Schützen über ihren Schatten
springenund lassensichnichtvon
Kräften instrumentalisieren,
denen es weniger um die Schüt-
zen geht als darum, Schengen/
Dublinzuzerstören.Dasnämlich
hätte tatsächlichnegativeAuswir-
kungen auf die Sicherheit der
Schweiz.

Erfolgreiche
Vorstösse

Persönlichwar ichnoch ineinigen
weiteren Geschäften involviert:
So vertrat ich als Kommissions-
precher eine Vorlage, die klar
macht, wer eigentlich zuständig
ist fürdieKündigungvölkerrecht-
licher Verträge. Neu halten wir
fest, dass derjenige, der den Ver-
trag abschloss, ihn auch ändern
undkündigendarf.Wennalsoein
Vertrag dem Referendum unter-
stand (z.B. der UNO-Beitritt, die
Personenfreizügigkeit oder auch
EMRK-Protokolle), soll ihn der
Bundesrat nicht eigenmächtig
kündigen können.
SodannkamenverschiedeneVor-
stössevonmirdurch:DerStände-
rat überwies ein Postulat, in dem
ich eine Überprüfung der „le-
benslangen“ Freiheitsstrafe for-
derte. Der Ständerat nahm als
ZweitrataucheineMotionan,mit
der icheineÜberbesteuerungder
Säule 3b verlangte. Neu wird die
persönlicheVorsorgewenigerbe-
straft werden. Der Nationalrat
wiederum nahm meine Motion
für fairereVerfahren imStrassen-
verkehr an. Der Bundesrat muss
nundafür sorgen,dasserbeiFüh-
rerausweisentzügen rechtstaat-
lich korrekt vorgeht. Heute
herrscht hier teilweise «Wilder
Westen». Weniger Erfolg hatte
ich mit der Unterstützung einer
MotionvonStänderatMinder,die
ein Finanzreferendum forderte.
Ausserrhoden kennt das schon
lange - warum das beim Bund
nicht funktionieren soll, leuchtet
mir nicht ein.
Nebst allen Geschäften fanden
wirwiederumZeit zumpersönli-
chenAustausch. So trainierteder
Tennisclub Bundeshaus mit der
Nachwuchshoffnung Jakub Paul
(19,Weltnummer709).Vorallem
aberkamauchdiesmaldieMusik
nicht zu kurz: Zusammen mit
Ständerätin Karin Keller-Sutter
organisierte icheinenOstschwei-
zer Fraktionsabend. Nebst Ap-
penzeller Käse und Mostbröckli
sowie St. Galler Bratwurst (teil-
weise mit Senf, oh Graus), wur-
denwir vonHansueliWälte, He-
risau, musikalisch gefordert. Er
schafftees, ausderFDP-Fraktion
samtdenBundesrätenSchneider-
AmmannundCassis innur 10Mi-
nuten einen stimmgewaltigen
Zäuerli-Chor zu bilden.

Ausserrhoder Ständerat Andrea
Caroni. Bild: PD


